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Verkündet

am 20° August 1963

I m
} N a m e n de s V o l k e 3

In Sachent

0 l 0 ». ' ' ' . 0 o . 0 o o u o o 0 0 . . 0 0 0 ,

€* Beklagten und Revisionsklägers,

gégenf

o....-cc.oqvcoo.ono....lou,

Kläger und Revisionsbeklagten,

hat der 8° Senat des Bundessozialgerichts auf die
mündliche Verhandlung vom 20. August 1963, an der

mitgewirkt haben ’ '

Senatspräsident S t e n g e 1
als Vorsitzender,

}Bundesrichter Dr. N e u h a u s und

Bundesrichter P e t e r s e n
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter E 1 w e r t
_

und

Bundessozialrichter S c h ü t 2
als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil

des Landessozialgerichts Niedersachsen in Celle

vom 20° Juni 1962 aufgehoben.

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent--

scheidung an dieses Gericht zurückverwieseno

Von Rechts wegen,
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Der Kläger bezog auf Grund der Sozialversicherungsdirektive_'
V(SVD) 27 (Bescheid vom 21° Februar 1949) Versorgungsrente
4nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 50 voHoh„_

“wegen "verschwartender Gasbrust rechts nach Lu■gendurch— ‘

SChUß"o Maßgebend war das Gütachten des Vertragsarztes, Fach;

'arztes für Lungenkrankheiten Dr„ R=5=53, vom 10/4° Dezember
19480 Zu einem Antrag auf Gewährung einer Heilstättenkur vom

_November 1950 erstattete der Vertragsärzt‘Dro Reém==:das '

\Gutachten vom 10 Februar 1951, in dem er die Schädigungéfol—“
'ge als "Rippenfellschwarte rechts nach Lungendurchschuß" be-

zeichnete und weiterhin eine MdB um 50 voH„ annahm„ Durch '

den Umanerkennungsbescheid vom 50 April 1952 übernahm das
Versorgungsamt_(VersorgA)

— ohne eine weitere ärztliche
INachuntersuchung

— die bisherige Rente und "verschwartende

v—Gasbrust rechts nach Lungendurchschuß" als Schädigungsfolge°

Mit Bescheid vom le Juni 1955 stellte das VersorgA auf
Grund des Gutachtens des Vertragsarztés‚ Facharztes für inne-

re Krankheiten Dr° D:a==_, vom 15„/27„ Dezember 1954 die Ren—

te gemäß 5 62 Abs° 1 des Bundeeversorgungsgesetzes (BVG) neu'
fest, bezeichnete die Schädigungsfolgen als "Brustfellvér—l

schwartung rechts nach Lungendurchschuß" und setzte die MdB

—vom1 August 1955 an mit 30 VH° fest Der Widerspruch
blieb erfolglos° “ ' - . .

Auf die Klage hat das Sozialgericht (SG) Beweis erhobeny-ua
durch Einholung des Gutachtens des Facherztes für innere

Medizin und für Lungenkrankheiten Dr° _SChzznä■za vom

19 Februar 1960, und hat durch Urteil vom 80 Juni 19601
unter Abänderung der Verwaltungebescheide den Beklagten ver—_

urteilt, Rente nach einer MdE Um 50 v H zu zahlen, weil

nach demErgebnis der Beweiseurnahmesich der Zustand des

_ 3 __
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Klägers zwar gegenüber dem im Dezember 1948 erhobenen Befund

geändert, die Erwerbsfähigkeit aber nicht gebessert habe()

Die Berufung des Beklagten hatte keinen Erfolge Im Urteil vomi

200 Juni 1962 hat das Landessozialgericht (LSG) ausgeführt, der

Umanerkcnnungsbescheid vom 50 April 1952 sei ohne Nachunter—

suchung erteilt werden, weil das Gutachten des Sachverstän—

digen Dr° R::::;_vom 10 Februar 1951 zwar vor der Bescheid—

erteilung eingeholt, bei ihr aber erkennbar nicht verwertet

werden sei„ Das Berufungsgericht hat festgestellt, daß die ur—

sprünglich von Dr° R=£nä=_im Gutachten vom 10/4° Dezember 1948
beschriebene und im Bescheid nach der SVD 27 vom 210 Februar

1949 festgestellte Gesundheitsstörung "verschwartende'Gas—

brust rechts" schon zur Zeit der Erstfeststellung nach dem BVG

nicht mehr vorhanden gewesen und der Verschwartungsprozeß

schon Anfang 1951 abgeschlossen gewesen "seio Entgegen der Recht—

sprechung des 80 und 11° Senats des Bundessozialgerichts (BSG)

sei es in den Fällen, in denen der Umanerkennungsbescheid ohne

Nachuntersuchung erteilt werden sei, nicht auf die tatsächli—

chen Verhältnisse abzustellen, die für die Bescheiderteilung

nach früherem Recht — hier der BVB 27 — maßgebend gewesen sei—

en, sondern Vergleichsgrundlage für die Frage? ob sich die tat—

sächlichen Verhältnisse wesentlich geändert hätten, sei der Um—

fang der Schädigungsfolgen zur Zeit der Erteilung des Umanerken-

nungsbescheides° Daher sei nicht das Gutachten des Sachverstän-

digen Dro ::aäf-vom Dezember 1948 mit den ärztlichen Fest-

stellungen des Dr° Dai:=.vom Dezember 1954 zu vergleichen‚

sondern es komme auf den zur Zeit der Umanerkennung vorhandenen

Befund ano Nach dem insoweit ausreichenden Gutachten des Dr() ‘

Sch::::=::.vom Februar 1960 sei aber eine wesentliche Änderung.

der Verhältnisse in der Zeit seit der Umanerkennung bis zur
Neufeststellung zu verneinen° Das LSG hat die Revision zuge—_
lasseno
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Der Beklagte hat Revision eingelegt und beantragt,

die Entscheidungen des Sozialgerichts Hannover
in Hannover vom 80 Juni 1960 und des Landes— -
sozialgerichts Niedersachsen in Celle vom
200 Juni 1962 aufzuheben und die Klage_abzu—
weisen,

hilfsweiee,'

unter Aufhebung des Urteils des Landessozial—_.
gerichts Niedersachsen die Sache zur erneuten
Verhandlung und Entscheidung an das Landessozial—
gericht zurückzuverweisen° ‘ -

Er rügt mit näherer Begründung eine unrichtige Anwendung

des 5 62 BVG, weil nach der Rechtsprechung des BSG von dem

Gutachten des Sachverständigen Dr° Rai;h=.vom Dezember 1948

auszugehen sei° ‘ .

Der Kläger beantragt,

‘ die Revision des Beklagten zurückzuweisen°

Er hält die angefochtene Entscheidung im Ergebnis für
zutreffende

[Die durch Zulassung statthafte Revision des Beklagten ist

form— und fristgerecht eingelegt und begründet worden° Sie

ist zulässig und auch begründet°

Das LSG ist zutreffend davon ausgegangen, daß der Umaner—'

kennungsbescheid vom 5° April 1952 ohne ärztliche Nachun—
tersuchung nach 5 86 Abs() 3 BVG erteilt worden ist° Denn

maßgebend ist nicht, daß Dro R=i==t.den Kläger vor diesem
Bescheid untersucht hat, sondern ob sein Gutachten vom

'10 Februar 1951 für die Umanerkennung verwertet worden ist

_
(BSG in SozSich 1959 Rechtsprechung Nr„ 1019; BSG SozR BVG
@86 Bl() Ca 9 Nr„ ll)o Das Berufungsgericht hat zutreffend

berücksichtigt, daßdas Gutachtendes Dr° Rn.—:..‘zinichtfür
die Erteilung des Umanerkennungsbescheides, sondern für die

i 5 „
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Entscheidung über einen Antrag auf Gewährung einer Badekur

eingeholt ist und daß es eine andere Bezei0hnung der'Schä_
digungsfolgen enthält als der Bescheid nach der SVD 27 und

der Umanerkennungsbescheidc Aus diesen Tatsachen hat das LSG

- ohne Rechtsverstoß gefolgert, daß der Umanerkennungsbescheid ‘

ohne ärztliche Nachuntersuchung gemäß 5 86 Abs„ 3 BVG er—
teilt worden ist°

Das Berufungsgericht hat festgestellt, daß die "verschwarten—
ide Gasbrust rechts", die auf Grund der Untersuchung vom De—

zember 1948 im Bescheid nach der SVD 27 und in dem ohne ärzt—

liche Nachuntersuchung erteilten Umanerkennungsbescheid als

Schädigungsfolge festgestellt werden war, bei der Untersu-

chung durch den Sachverständigen Dro De=$a-HiCht mehr be—

standen hato Diese Feststellung ist-füf'das BSG bindend
(@ l63 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)D

Nach derständigen Rechtsprechung des BSG (Vgl„ Urteile des

8„ Senats in BSG 119 236 ff; 159 26 ff und Urteil vom

220 Februar 1962 — 8 RV 701/60 —; Urteil des 90 Senats vom
90 Juli 1963 — 9 RV 674/62 ?; Beschluß des 100 Senats vom
8„ Juni 1960 - 10 RV 1159/59 - und Urteil dieses Senats vomf
100 Januar 1963 (SozR BVG 5 62 Bla Ca 19 Nr° 20); Urteil
des 110 Senats in BSG ?, 8 ff und Urteile dieses Senats vom

220 April 1959 —ll/8 BV 295/57 -‚ vom 22„ März - 11 BV
664/60 - und 24„ April 1963 - SozR BVG @62 BL Ca 21 Nr„ 24—)
richtet sich bei der Umanerkennung ohne ärztliche Untersu—

chung gemäß 586 Abs° 3 BVG die Frage, ob und seit wann eine
wesentliche Änderung in den Verhältnissen im Sinne des 5 62

BVG eingetreten ist, nach dem Zeitpunkt}
zu dem der nach frü-

herem Versorgungsrecht erteilte Bescheid ergangen ist() Die Er-

wägungen, die das LSG veranlaßt haben, in dem ange■ochtenen

Urteil von der Rechtsprechung des BSG abzuweichen9 sind nicht

stichhaltigo Vielmehr hat die Binduhgswirkung des Umanerken—
nungshescheides vom 50 April 1952 die Neufeststellung der

_6„_‚
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Rente nach @_62Abs° 1 BVG durch den Bescheid vom 10 Juni 5
1955 nicht ausgeschlossen° Der Senat folgt dem Urteil des

110 Senatsvom240 April 1963 (80211BVG@62 Bl, Ca‚21' "
Nr° 24) in vollem Umfang, Dort ist ausgeführt: ‘ '

Nach den 55 77 SGG, 24 Abs, 1 VeerG ist, soweit durch
Gesetz nicht anderes bestimmt ist„ein Verwaltungsakt
für die Beteiligten in der Sache bindend, wenn der
gegen einen Verwaltungsakt gegebene Reehtsbehelf
nicht oder erfolglos eingelegt wird; die Bindung der
Verwaltungsbehörde tritt mit der Zustellung oder dem
Zugang des Bescheides ein (© 24 Abs, 2 VeerG)o Abgese-
hen von dem Fall der Nichtigkeit eines Verwaltungsak—
tes.ist damit jeder Verwaltungsakt von der Bekanntga—
be an zunächst einmal wirksam, doho die "Regelung",
die er für ein bestimmtes öffentlich—rechtliches
Rechtsverhältnis trifft, "gilt", sie ist zwischen den
Beteiligten "maßgebend";_es kommt nicht darauf an, ob
der Sachverhalt, von dem die Verwaltung ausgegangen

.ist, der Wirklichkeit entspricht und ob die rechtli-
chen Schlußfolgerungen, die sie in dem Verwaltungsakt
.daraus gezogen hat, zutreffeno Diese materielle Bin—
dung ist o „ °'„ , nicht gleichzusetzen mit der
Rechtskraft eines Urteils; die Verwaltung ist nicht —
wie dies für die Partei gilt, die ein materiell, un—
richtiges Urteil, das rechtskräftig geworden ist, be—
seitigen will — darauf angewiesen, daß die unrichtige
Entscheidung im Wiederaufnahmeverfahren durch ein_ge—
richtliches Urteil aufgehoben wird, sie darf den ma—
teriell unrichtigen Verwaltungsakt selbst aufheben,
doho zurüeknehmen oder widerrufen, soweit_sie durch
"Gesetz" dazu ermächtigt isto Die materielle Bindung
des Verwaltungsakts_beruht auch nicht auf einer "Ver—

_mutung der Richtigkeit und Rechtmäßigkeit"'des Verwal-
tungsakts (vgl, dazu Baehof, Juristenzeitung 1957, 437,
Abschnitt 0 II 4, 5; Reissmüller, Juristenzeitung 1959,
646), sie dient vielmehr dem Interesse der Beteiligten
an der Rechtssicherheit (vglo auch Urteil des BSG vom
210 September 1962, MDR 1963, 254 : DÖV 1965, 182),
Der „ ° , Senat hat in dem Urteil BSG 7„8 ff, 12
nicht — wie das LSG offenbar meint — gesagt, daß eine
"Vermutung der Richtigkeit oder Rechtsmäßigkeit" eines
bindend gewordenen Verwaltungsakts bestehe; in dem Ur—_
teil ist vielmehr gesagt, die Ermächtigung zu einer

_"Neufeststellung" der Rente in © 62 Abs, 1 BVG sei nur
für den Fall erteilt, daß die Verhältnisse, die bei -
Erlaß des früheren Bescheides in Wirklichkeit vorgele—v
gen haben, sich nachweislich und wesentlich geändert
haben; der Ggggtggebgr sei dabei von dem Eggelfall

__-..—

„7;„
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ausgegangen, daß die Versorgun sverwaltung nach dem
Grundsatz der Amtsermittlung

%
12 VeerG) die Verhält—

nisse vor der Feststellung prüfe, ihr Verwaltungsakt
deshalb im Regelfall bei seinem Erlaß rechtmäßig seio
Wenn die Verwaltung dies ausnahmsweise nicht oder nur
unvollständig getan hat, wenn also subjektiv für sie
andere als die tatsächlich gegebenen Verhältnisse bei
der Feststellung maßgebend gewesen sind, so ist der
Bescheid objektiv unrichtig, es spricht keine "Vermu—
tung" für seine Richtigkeit, er ist aber, wenn er bin—
dend geworden ist, trotzdem zwischen den Beteiligten
"in der Sache" maßgebend, Die Verwaltung kann einen
solchen Bescheid nicht nach 5 62 Abs, 1 BVG rechts-
wirksam zurücknchmen, sie kann ihn nur zurücknehmen,
wenn die Voraussetzungen des @_41 VeerG vorliegen,

.

Auf die Verhältnisse, die bei Erlaß eines Bescheides
in Wirklichkeit vorgelegen haben, kommt es aber für
die Entscheidung darüber, ob später die Voraussetzun—
gen für eine Neuféststellung nach 5 62 Abs, 1 BVG ein—
getreten sind, dann nicht an„ wenn — in Abweichung
vom Regelfall — die Verwaltung ausnahmsweise durch Ge-
setz ermächtigt gewesen ist, in einem Bescheid eine
"Regelung" zu treffen ohne Rücksicht darauf, wie die
Verhältnisse zur Zeit des Erlasses dieses Bescheids
tatsächlich sind, Eine solche Ermächtigung ergibt sich

aus 5 86 Abs, 3 BVG, Wie sich aus den Verhandlungen
des 260 Ausschusses für Kriegsopfer— und Kriegsgefan—
genenfragen des Deutschen Bundestags ergibt (vglo
Deutscher Bundestag, lo Wahlperiode 1949, Protokoll
der 35„ Sitzung vom-4° Oktober 1950 so 97 1), ist der
Gesetzgeber davon ausgegangen, daß zur Feststellung
des Versorgungsanspruchs nach dem BVG in aller Regel
eine ärztliche Nachuntersuchung erforderlich sei; weil
dies aber bei der großen Zahl der Versorgungsfälle
zeitlich nicht in allen Fällen durchführbar gewesen
ist, hat er, um eine Unterbrechung in der Zahlung der
laufenden Bezüge zu vermeiden, die VersorgungsVerwal—
tung ermächtigt, von einer ärztlichen Untersuchung vor
dem Erlaß des "Umanerkennungsbescheides"abzusehen; sie
hat bei der Feststellung der Rente nach dem BVG aus-
nahmsweise die Verhältnisse zugrunde legen dürfen,
die bei Erlaß der Entscheidung nach früheren versor—
gungsrechtlichen Vorschriften bestanden haben, sie hat
die.éggaliggn Verhältnisse als maßgebend für die Fest—
stellung der Rente nach dem BVG ansehen dürfen„ Wenn
eine spätere Untersuchung ergeben hat, daß diese Ver—
hältnisse_nicht mehr vorliegen, so hat die Versorgungs—
vcrwaltung bis 300 September 1954, wenn sie den "Um-
anerkennungsbescheid“ als rechtswidrig hat zurücknehmen
wollen, ausnahmsweise nicht nachweisen müssen, daß —
vor oder nach dem Erlaß des "Umanerkennungsbescheides" -
eine wesentliche Anderung in den Verhältnissen einge—

_ 8 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


treten ist, von denen bei der Entscheidung nach frü-
heren versorgungsrechtlichen Vorschriften ausgegan—»
gen worden ist; bis zu diesem Zeitpunkt ist die Ver—
sorgungsverwaltung nach 5 86 Abs, 3 BVG ermächtigt
gewesen, den "Umane1kennungsbeecheid" schon dann zu—
rückzunehmen, wenn sie nach seinem E1laß die Über—

zeugung erlangt hat, dieser Bescheid entspreche nicht
den tatsächlichen Verhältnissen, Die Vorschrift des
5 86 Abs() 3 BVG, die eine klare Ausnahme zu dem Be—
gelfall des ä_62 Abs, 1 BVG ist besagt nicht, daß
die Versorgungsverwaltung den "Umanerkennungs cbescheid"

den sie ohne vorhergehende "Nachuntersuchung" erlas—
sen hat, nach dem 30 September 1954 nur dann zurück—
nehmen darf, wenn nach_ dem Erlaß_ des "Umanerkennungs—

__.-._ ___—__.—

—-.-—.. __...—

chen
Verhältnisse

eingetreten
ist

Soweit das LSG
meint, die Versorgungsverwaltung habe ein "Risiko"
eingegangen, wenn sie nicht bis spätestens 30„ Septem—
ber 1954 eine Nachuntersuchung durchgeführt habe, der
Gesetzgeber habe "offenkundig gewollt", daß sie eine
Neufests tellung nach dem 30 September 1954 nur dann
rechtswi1ksam vornehmen könne, wenn die Änderung in
den Verhältnissen nach dem Erlaß des "Umanerkcnnungs—
bescheides" eingetreten sei, kann dieser Auffassung
nicht zugestimmt werden, Sinn und Zweck des 5 86
Abso3 BVG haben nicht darin bestanden, den Beschädig—
ten auch über den 300 September 1954 hinaus Versor—
gungsbezüge zu gewährleisten, die ihnen wegen einer
Anderung der Verhältnisse nicht mehr zustehen, es ist
auch nicht beabsichtigt gewesen, der Versorgungsverr
waltung ein "Risiko" aufzuerlegen; die Funktion die-
ser Vorschrift hat allein darin bestanden, eine ra-
sche "Übezleitung" der Versorgungsbezüge zu ermöglin
chen und die "Ums tellung" der Bescheide auf das Recht
des BVG zunächst einmalb

so einfach wie möglich zu
gestalteno Es hat deshalb auch nicht die Absicht be—
standen, auszuschließen, daß'die Versorgungsverwal—
tung auch nach dem 300 September 1954 den "Umaner—
kennungsbescheid" nach 9 62 Abs, 1 BVG jedenfalls
für die Zukunft dann zurücknehmen darf, wenn sie den
Nachweis erbringen kann, daß die in dem "Umanerken-
nungsbesoheid" festgestellte Rente den tatsächlichen
Ve1hältnissen nicht entspricht, weil eine Änderung in
den Verhältnissen eingetreten ist, die für die Fest»
stellung in diesem Bescheid maßgebend gewesen sindo
De1 "Umanerkennungsbescheid" ist "in der Sache" in—
soweit nicht bindend, weil auch er die Verhältnisse
zugrunde legt, die für die Feststellung in dem Be—
scheid nach früheren versorgungsrechtlichen Vorschrif—
ten maßgebend" gewesen sind und nicht die Verhältnisse,
die bei seinem Erlaß bestanden haben, diese Verhält—
nisse sind für den "Umanerkennungsbescheid" nicht
maßgebend Es ist deshalb daran festzuhalten (vgl°
BSG 11,236 ff, 242;15, 26 ff, 28), daß insoweit

„ 9 „
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die "Regelung", die in der Entscheidung nach früheren
versorgungsrechtlichen Vorschriften getroffen worden
ist, mit dem "Umanerkennungsbescheid'zu einer Einheit
verschmelzen ist, Zwar ist der Bescheid nach früheren
versorgungsrechtlichen Vorschriften vom Inkrafttreten
des BVG an zwischen den Beteiligten nicht mehr "maß—
gebend" (vgl° BSG 4, 21, 25); ebenso wie nach der Uber—
gangsvorschrift des 5 85 BVG ein "Bestandteil" der Ent—
scheidung nach früheren versorgungsrechtlichen Vor—
schriften, nämlich die Beurteilung des ursächlichen Zu—
sammenhangs einer Gesundheitsstörung mit einer Schädi—
gung "Bindungswirkung" hat (vgl„ hierzu Urteil des BSG
in SozR Nr, 17 zu 5 85 BVG) und deshalb in die Ent—
scheidung nach dem.BVG übernommen werden muß, darf aber
die Versorgungsverwaltung, wenn sie einen "Umanerkcn-
nungsbescheid" ohne ärztliche Nachuntersuchung erlas—
sen hat, eine andere "Regelung" der früheren Entschei—
dung, nämlich die Bewertung des Grades der MdB, nach
5 86 Abs° 3 BVG in den "Umanerkennungsbescheid" über—
nehmen, In beiden Fällen wird damit eine "Regelung"
des früheren Bescheides "Bestandteil" des "Umanerken—
nungsbcscheides", wenngleich die "Maßgeblichkeit" die—
ser "übernommenen" Regelung vom Erlaß des "Umanerken—
nungsbescheides" an nur noch auf diesem Bescheid be—
ruht, Haben die Verhältnisse, die bei Erlaß der Ent—
scheidung nach früheren versorgungsrechtlichen Vor—
schriften zu beurteilen gewesen sind, schon bei Er—
laß des "Umanerkennungsbescheidés" nicht mehr bestan—
den, so ist die Rechtswidrigkeit des "Umancrkennungs—
bescheidcs" eine Folge davon, daß der frühere Bescheid
im Zeitpunkt der Umanerkennung rechtswidrig gewesen
ist, Der "Umanerkennungsbescheid" hat keine "novierende
Kraft“ in dem Sinn, daß es „ , „ , nach dem 300 Sep—
tember 1954 für eine Neufeststellung nur noch darauf
ankommt, wie die Verhältnisse tatsächlich bei Erlaß
des "Umanerkennungsbescheides" gewesen sind , o o , ,Deshalb kann der Zeitpunkt, in dem der "Umanerkennungs—
bescheid" erlassen ist, nieht herangezogen werden zum
Vergleich dafür, ob eine wesentliche Änderung der Ver—
haltnisse eingetreten ist, Es kommt daher in diesen
Ballon für die Anwendung des £„62 Abso 1 BVG nicht
darauf an, ob die wesentliche Anderung in den Verhält-
nissen vor oder nach dem Erlaß des "Umanerkennungs—
bescheides" eingetreten isto

Da sich dies unmittelbar aus den Vorschriften des BVG
ergibt, besteht für den

, „ o., Senat kein Anlaß
zu prüfen, ob und inwieweit die Rechtslage, die nach
der Rechtsprechung des Reichsversorgungsgerichts zu
9 57 des Reichsversorgungsgesetzes hinsichtlich der
nach 5 2 des Altrentnergesetzes ohne Nachuntersuchung
erlassenen "Umanerkennungsbescheide" bestanden hat,
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dieselbe gewesen ist, wie die Rechtsla e, die nach
@ 62 Abs, 1 BVG hinsichtlich der nach 86 Abs° 3
BVG ohne ärztliche Nachuntersuchung ergangenen

‚Bescheide besteht (vgl, insoweit BSG 11, 236 ff)°

Der Senat macht sich diese Ausführungen zu
eigen, Er weist

nur noch darauf hin, daß dem Versorgungsrecht von jeher die

Rentenfeststellung ohne Ermittlung der derzeitigen Schädi—

gungsfolgen nicht fremd gewesen ist, was zu einer anderen

als der sonst üblichen Vergleichsbasis bei einer Neufest—

stellung der Rente wegen einer wesentlichen Änderung der

Verhältnisse geführt hat, ’ “

Für den vorliegenden Fall ergibt sich hiernach folgendes:

Da die Rente des Klägers durch den "Umanerkennungsbescheid"

vom 50 April 1952 ohne ärztliche Nachuntersuchung unter

Übernahme des bisher anerkannten Grades der MdB festge—

stellt Worden ist, sind auch für die Feststellung in dem
"Umanerkennungsbescheid" die Verhältnisse maßgebend gewesen9

welche dem Bescheid vom 210 Februar 1949 nach der SVD 27

zugrunde gelegen habe, also die Verhältnisse bei der Unter—

suchung des Klägers im Dezember 19480 Diese Verhältnisse

haben bei der Nachuntersuchung am 15,/?7, Dezember 1954

insoweit nicht mehr bestanden, als eine "verschwartende

Gasbrust rechts" nicht mehr bestand, sondern nunmehr eine

"Brustfellverschwartung rechts" vorlag° Der Bescheid vom

5° April 1952, der ein begünstigender Verwaltungsakt mit
Dauerwirkung ist, ist mithin bei Erlaß des angefochtenen

Bescheides hinsichtlich der Bezeichnung der Schädigungs-

folgen unrichtig gewesen, Ob er auch hinsichtlich der ange—

nommenen Höhe der MdB unrichtig gewesen ist und hat zurück—

genommen werden können, ist nach den bisherigen Feststel-

lungen des LSG nicht ersichtlich, Infolgedessen beruht die

angefochtene Entscheidung auf der unrichtigen Rechtsauf—

fassung des Berufungsgerichts und kann nicht aufrechterhal—
ten werden, Der Rechtsstreit ist noch nicht zur Entscheidung

reif, weil keine hinreichenden—Feststellungen vorliegen° In-

..
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'folgedessen war die Sache zur erneuten Verhandlung und Ente

scheidung an das LSG'zurückzuverweisen (@ 170 Abs. 2 Satz 2

SGG)°

Die Entscheidung über die Ko$ten bleibt dem abschließenden

Urteil vorbehalten„.
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